
nach Unterstellmöglichkeiten außerhalb ihres Grund­
stücks zu suchen; denn die Beweisaufnahme hat erge­
ben, daß es nicht möglich ist, auf ihrem Grundstück 
eine zweite Garage zu errichten. Damit ist ein überwie­
gendes Interesse der Kläger an der Erlangung der strit­
tigen Garage gegeben.
Dieses berechtigte Interesse der Kläger wird entgegen 
der Auffassung des Bezirksgerichts auch nicht dadurch 
geschmälert, daß der Verklagte im Jahre 1963 bei Über­
nahme der Garage bestimmte Arbeitsleistungen er­
bracht hat. Ob dies mit oder ohne Gegenleistung des 
Vermieters erfolgte, kann dahingestellt bleiben, weil die 
Kläger dieses Grundstück zu einem Zeitpunkt erworben 
haben, als diese Arbeiten vom Verklagten bereits aus­
geführt waren. Ihnen gegenüber kann der Verklagte 
daher Vergütungsansprüche für diese Leistungen nicht 
geltend machen. Insoweit hätte er sich nur an den da­
maligen Grundstückseigentümer halten können, sofern 
dieser daraus wirtschaftliche Vorteile erlangt haben 
sollte, wie der erkennende Senat in -seinem Urteil vom
24. Juni 1976 — 2 OZK 9/76 —/*/ ausgesprochen hat.
Aus diesen Gründen war auf den Kassationsantrag das 
Urteil des Bezirksgerichts aufzuheben. Eine Selbstent­
scheidung durch den Senat war jedoch aus folgenden 
Gründen nicht möglich:
Bereits im Klageerwiderungsschriftsatz hat der Ver­
klagte darauf hingewiesen, daß die Kläger den behaup­
teten Pkw-Kauf nicht nachgewiesen hätten. Dennoch 
sind die Instanzgerichte in ihren Entscheidungen ohne 
Nachprüfung davon ausgegangen, daß die Kläger tat­
sächlich einen Pkw erworben haben. Im Kassationsver­
fahren hat der Verklagte vorgetragen, daß die Kläger 
keinen Pkw besäßen; denn er habe auf Anfrage von 
der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei den Be­
scheid erhalten, daß auf den Namen der Kläger kein 
Pkw zugelassen sei und auch längere Zeit in der Ver­
gangenheit nicht zugelassen war.
Die Kläger haben darauf erwidert, daß der von ihnen 
im Mai 1975 erworbene Pkw lediglich noch nicht auf 
sie polizeilich umgeschrieben sei. Das sei jedoch nach 
Überholung und Lackierung beabsichtigt. Der Pkw sei 
gegenwärtig im Garten des Schwagers abgestellt.
Dieses gegenseitige Vorbringen bedarf der weiteren 
Aufklärung, insbesondere deshalb, weil das Alter des 
Fahrzeugs und der Kaufpreis von 200 M, der sich aus 
dem mitübersandten Kaufvertrag ergibt, Zweifel daran 
zulassen, ob sich der Pkw in einem Verkehrs- und be­
triebssicheren Zustand nach den Anforderungen der 
Straßenverkehrszulassungsordnung befindet oder in ab­
sehbarer Zeit wieder in einen solchen versetzt werden 
wird. Ist das nicht der Fall, würde ein überwiegendes 
Interesse der Kläger an der Erlangung der Garage nicht 
zu bejahen sein, da allein das Eigentum an einem Kraft­
fahrzeug, das nicht nutzbar ist und dessen Nutzbar-, 
keit auch künftig in Frage steht, den Eigenbedarfsan­
spruch an einer Garage, die vom Mieter zweckentspre­
chend verwendet wird, grundsätzlich nicht rechtfertigt. 
Die Sache war deshalb zur erneuten Verhandlung über 
die Berufung der Kläger gemäß § 162 Abs. 1 ZPO an 
das Bezirksgericht zurückzuverweisen.

M Das Urteil ist in NJ 1976 S. 628 veröflenttidit. - D. Red.

§§ 230, 343 Abs. 2 ZGB.
L Ob eine Aufbewahrung von Sachen i. S. des § 230 ZGB 
vorliegt, ist anhand der konkreten Umstände jedes Ein­
zelfalls zu prüfen.-Eine besondere mündliche Vereinba­
rung ist nicht Voraussetzung; vielmehr genügt jedes tat­
sächliche Verhalten, in dem die Übernahme einer Ver­

wahrung zum Ausdruck kommt (hier: Zuweisung einer 
Kabine zum Ablegen der Garderobe auf einem Sport­
platz durch den Platzwart).
2. Der Verlust von zur Aufbewahrung übergebenen 
Sachen ist dann nicht unabwendbar, wenn er angesichts 
der Umstände der Verwahrung vorauszusehen war und 
der Aufbewahrungspflichtige nicht alle den gegenwär­
tigen Möglichkeiten und Erfahrungen entsprechenden 
Maßnahmen zur sicheren Verwahrung der Sachen ge­
troffen hat.
BG Cottbus, Urteil vom 30. August 1976 - 00 BZB 70/76.

Auf dem Sportplatz der Verklagten (einer Betriebs­
sportgemeinschaft) sind zwei verschließbare Umkleide- 
kabinen vorhanden, und zwar eine für Männer und eine 
für Frauen. Der Ablauf der Spiele bringt es mit sich, 
daß teilweise eine Kabine von mehreren Mannschaften 
gleichzeitig benutzt werden muß.
Der Kläger trug mit seiner Mannschaft auf dem Sport­
platz der Verklagten ein Fußball-Punktspiel aus. Der 
Mannschaft wurde vom Platzwart eine Kabine zuge­
wiesen, die bereits von einer anderen Mannschaft be­
legt war. Der Kläger legte seine Kleidungsstücke auf 
eine Bank in der Kabine und verließ diese mit seiner 
Mannschaft. Die Kabine wurde nicht verschlossen. Den 
Schlüssel hatte der Platzwart dem Leiter der Mann­
schaft gegeben, die die Kabine bereits vorher belegt 
hatte.
Nach Beendigung des Spiels stellte der Kläger fest, 
daß seine Felljacke und seine Handschuhe aus der Ka­
bine abhanden gekommen waren. Er meldete dies so­
fort dem Platzwart.
Das Kreisgericht hat daraufhin die Verklagte antrags­
gemäß verurteilt, dem Kläger für die ihm abhanden 
gekommenen Gegenstände 280 M Schadenersatz zu zah­
len.
Die von der Verklagten gegen diese Entscheidung ein­
gelegte Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht hat zutreffend festgestellt, daß die Ver­
klagte als Betriebssportgemeinschaft eine gesellschaft­
liche Organisation ist, die Veranstaltungen durchführt 
und damit unter § 230 ZGB fällt, der die Aufbewah­
rungspflicht staatlicher und gesellschaftlicher Einrich­
tungen regelt.
Mit der Berufung wird behauptet, eine Verantwortlich­
keit für das Abhandenkommen der Garderobe des Klä­
gers komme für die Verklagte schon deshalb nicht in 
Frage, weil sie diese, nicht in Verwahrung genommen 
habe.
Richtig ist, daß eine Verantwortlichkeit nach § 230 ZGB 
zur Voraussetzung hat, daß Sachen in Verwahrung ge­
nommen worden sind. Die Verklagte verkennt aber 
den Begriff der Verwahrungsübernahme nach § 230 
ZGB.
Ob eine Aufbewahrung i. S. des § 230 ZGB vorliegt, muß 
in jedem Fall anhand der konkreten Umstände festge­
stellt werden. Sie setzt nicht voraus, daß eine beson­
dere mündliche Absprache erfolgt; vielmehr genügt 
jedes tatsächliche, eine Verwahrung beinhaltende Ver­
halten. Eine Verwahrung liegt daher immer dann vor, 
wenn von staatlichen oder gesellschaftlichen Einrich­
tungen für die Bürger zur Ablage der Garderobe oder 
anderer Sachen Gegenstände aufgestellt oder Räum­
lichkeiten zur Verfügung gestellt werden, die im kon­
kreten Fall zur Aufbewahrung bestimmt sein sollen.
Von diesen Erwägungen ausgehend steht fest, daß die 
in der Kabine abgelegte Garderobe des Klägers von der 
Verklagten gemäß § 230 ZGB in Verwahrung genommen 
worden war. Der Mannschaft, in der der Kläger spielte, 
wurde die Kabine vom Platzwart zur Ablage der Gar-
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